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Gesetzesbestimmungen 
 
 
ABGB 
 
d) im Kollisionsfall 
 
§ 271. (1) Widerstreiten einander in einer bestimmten Angelegenheit die Interessen 
einer minderjährigen oder sonst nicht voll handlungsfähigen Person und jene ihres 
gesetzlichen Vertreters, so hat das Gericht der Person zur Besorgung dieser 
Angelegenheiten einen besonderen Kurator zu bestellen. 
(2) Der Bestellung eines Kurators bedarf es nicht, wenn eine Gefährdung der 
Interessen des minderjährigen Kindes oder der sonst nicht voll handlungsfähigen 
Person nicht zu besorgen ist und die Interessen des minderjährigen Kindes oder der 
sonst nicht voll handlungsfähigen Person vom Gericht ausreichend wahrgenommen 
werden können. Dies gilt im Allgemeinen in Verfahren zur Durchsetzung der Rechte 
des Kindes nach § 140 und § 148, auch wenn es durch den betreuenden Elternteil 
vertreten wird, sowie in Verfahren über Ansprüche nach § 266 Abs. 1 und 2 oder 
§ 267. 
 
§ 864a. Bestimmungen ungewöhnlichen Inhaltes in Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern, die ein Vertragsteil verwendet hat, 
werden nicht Vertragsbestandteil, wenn sie dem anderen Teil nachteilig sind und er 
mit ihnen auch nach den Umständen, vor allem nach dem äußeren Erscheinungsbild 
der Urkunde, nicht zu rechnen brauchte; es sei denn, der eine Vertragsteil hat den 
anderen besonders darauf hingewiesen. 
 
§ 879. (3) Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern 
enthaltene Vertragsbestimmung, die nicht eine der beiderseitigen Hauptleistungen 
festlegt, ist jedenfalls nichtig, wenn sie unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Falles einen Teil gröblich benachteiligt. 
 
Auslegungsregeln bei Verträgen 
 
§ 914. Bei Auslegung von Verträgen ist nicht an dem buchstäblichen Sinne des 
Ausdrucks zu haften, sondern die Absicht der Parteien zu erforschen und der Vertrag 
so zu verstehen, wie es der Übung des redlichen Verkehrs entspricht. 
 
§ 915. Bei einseitig verbindlichen Verträgen wird im Zweifel angenommen, dass sich 
der Verpflichtete eher die geringere als die schwerere Last auflegen wollte, bei 
zweiseitig verbindlichen wird eine undeutliche Äußerung zum Nachteile desjenigen 
erkläret, der sich derselben bedienet hat (§ 869). 
 
§ 1008. Folgende Geschäfte: Wenn im Namen eines Andern Sachen veräußert, oder 
entgeltlich übernommen; Anleihen oder Darlehen geschlossen; Geld oder 
Geldeswert erhoben; Prozesse anhängig gemacht; Eide aufgetragen, angenommen 
oder zurückgeschoben, oder Vergleiche getroffen werden sollen, erfordern eine 
besondere, auf diese Gattungen der Geschäfte lautende Vollmacht. Wenn aber eine 
Erbschaft unbedingt angenommen oder ausgeschlagen; Gesellschaftsverträge 
errichtet; Schenkungen gemacht; das Befugnis, einen Schiedsrichter zu wählen, 
eingeräumt, oder Rechte unentgeltlich aufgegeben werden sollen; ist eine 
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besondere, auf das einzelne Geschäft ausgestellte Vollmacht notwendig. Allgemeine, 
selbst unbeschränkte Vollmachten sind in diesen Fällen nur hinreichend, wenn die 
Gattung des Geschäftes in der Vollmacht ausgedrückt worden ist. 
 
§ 1358. Wer eine fremde Schuld bezahlt, für die er persönlich oder mit bestimmten 
Vermögensstücken haftet, tritt in die Rechte des Gläubigers und ist befugt, von dem 
Schuldner den Ersatz der bezahlten Schuld zu fordern. Zu diesem Ende ist der 
befriedigte Gläubiger verbunden, dem Zahler alle vorhandenen Rechtsbehelfe und 
Sicherungsmittel auszuliefern. 
 
§ 1359. Haben für den nämlichen ganzen Betrag mehrere Personen Bürgschaft 
geleistet; so haftet jede für den ganzen Betrag. Hat aber eine von ihnen die ganze 
Schuld abgetragen; so gebührt ihr gleich dem Mitschuldner (§ 896) das Recht des 
Rückersatzes gegen die übrigen. 
 
§ 1371. Alle der Natur des Pfand- und Darlehensvertrages entgegen stehende 
Bedingungen und Nebenverträge sind ungültig. Dahin gehören die Verabredungen: 
dass nach der Verfallzeit der Schuldforderung das Pfandstück dem Gläubiger zufalle; 
dass er es nach Willkür, oder in einem schon in voraus bestimmten Preise 
veräußern, oder für sich behalten könne; dass der Schuldner das Pfand niemals 
einlösen, oder ein liegendes Gut keinem Andern verschreiben, oder dass der 
Gläubiger nach der Verfallzeit die Veräußerung des Pfandes nicht verlangen dürfe. 
 
§ 1415. Der Gläubiger ist nicht schuldig; die Zahlung einer Schuldpost teilweise, oder 
auf Abschlag anzunehmen. Sind aber verschiedene Posten zu zahlen; so wird 
diejenige für abgetragen gehalten, welche der Schuldner mit Einwilligung des 
Gläubigers tilgen zu wollen, sich ausdrücklich erkläret hat. 
 
§ 1416. Wird die Willensmeinung des Schuldners bezweifelt, oder von dem 
Gläubiger widersprochen; so sollen zuerst die Zinsen, dann das Kapital, von 
mehreren Kapitalien aber dasjenige, welches schon eingefordert, oder wenigstens 
fällig ist, und nach diesem dasjenige, welches schuldig zu bleiben dem Schuldner am 
meisten beschwerlich fällt, abgerechnet werden. 
 
§ 1489. Jede Entschädigungsklage ist in drei Jahren von der Zeit an verjährt, zu 
welcher der Schaden und die Person des Beschädigers dem Beschädigten bekannt 
wurde, der Schaden mag durch Übertretung einer Vertragspflicht oder ohne 
Beziehung auf einen Vertrag verursacht worden sein. Ist dem Beschädigten der 
Schaden oder die Person des Beschädigers nicht bekannt geworden oder ist der 
Schaden aus einer oder mehreren gerichtlich strafbaren Handlungen, die nur 
vorsätzlich begangen werden können und mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe 
bedroht sind, entstanden, so erlischt das Klagerecht nur nach dreißig Jahren. 
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KSchG 
 
§ 25c. Tritt ein Verbraucher einer Verbindlichkeit als Mitschuldner, Bürge oder 
Garant bei (Interzession), so hat ihn der Gläubiger auf die wirtschaftliche Lage des 
Schuldners hinzuweisen, wenn er erkennt oder erkennen muss, dass der Schuldner 
seine Verbindlichkeit voraussichtlich nicht oder nicht vollständig erfüllen wird. 
Unterlässt der Unternehmer diese Information, so haftet der Interzedent nur dann, 
wenn er seine Verpflichtung trotz einer solchen Information übernommen hätte. 
 
Mäßigungsrecht 
 
§ 25d. (1) Der Richter kann die Verbindlichkeit eines Interzedenten (§ 25c) insoweit 
mäßigen oder auch ganz erlassen, als sie in einem unter Berücksichtigung aller 
Umstände unbilligen Missverhältnis zur Leistungsfähigkeit des Interzedenten steht, 
sofern die Tatsache, dass der Verbraucher bloß Interzedent ist, und die Umstände, 
die dieses Missverhältnis begründet oder herbeigeführt haben, bei Begründung der 
Verbindlichkeit für den Gläubiger erkennbar waren. 

(2) Bei der Entscheidung nach Abs. 1 ist insbesondere zu berücksichtigen: 
 1. das Interesse des Gläubigers an der Begründung der Haftung des 

Interzedenten, 
 2. das Verschulden des Interzedenten an den Umständen, die das in Abs. 1 

genannte Missverhältnis begründet oder herbeigeführt haben, 
 3. der Nutzen des Interzedenten aus der Leistung des Gläubigers sowie 
 4. der Leichtsinn, die Zwangslage, die Unerfahrenheit, die Gemütsaufregung 

oder die Abhängigkeit des Interzedenten vom Schuldner bei Begründung der 
Verbindlichkeit. 

 
 
GBG 
 
ZWEITER ABSCHNITT 
Von der Einverleibung 
 
§ 31. (1) Die Einverleibung (§ 8 Z 1) kann nur auf Grund öffentlicher Urkunden oder 
solcher Privaturkunden geschehen, auf denen die Unterschriften der Parteien 
gerichtlich oder notariell beglaubigt sind und der Beglaubigungsvermerk bei 
natürlichen Personen auch das Geburtsdatum enthält. 

(2) Die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung der Unterschrift auf einer 
Privaturkunde ist nicht erforderlich, wenn diese Urkunde mit der genehmigenden 
Erklärung einer Behörde des Bundes oder eines Landes versehen ist, die berufen 
erscheint, die Interessen desjenigen wahrzunehmen, dessen Recht beschränkt, 
belastet, aufgehoben oder auf eine andere Person übertragen werden soll. 

(3) Die Beglaubigung ausländischer Urkunden wird durch Staatsverträge 
geregelt. Urkunden, die von der österreichischen Vertretungsbehörde, in deren 
Sprengel die Urkunde errichtet oder beglaubigt worden ist, oder von der inländischen 
Vertretungsbehörde des Staates, in dem die Urkunde errichtet oder beglaubigt 
worden ist, beglaubigt sind, bedürfen keiner weiteren Beglaubigung. 

(4) Besteht weder für den Staat, in dem die ausländische Urkunde ausgestellt 
wurde, eine österreichische Vertretungsbehörde noch für Österreich eine 
Vertretungsbehörde dieses Staates, so kann das Bundesministerium für Justiz von 
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der nach den bestehenden Vorschriften erforderlichen diplomatischen Beglaubigung 
(Abs. 3) Nachsicht erteilen. 

(5) Das gleiche gilt, wenn die Einholung einer Beglaubigung nach Abs. 3 infolge 
außergewöhnlicher Verhältnisse unmöglich ist oder doch auf erhebliche 
Schwierigkeiten stößt. 

(6) Auf Grund von Urkunden eines Machthabers kann eine Einverleibung gegen 
den Machtgeber überdies nur dann bewilligt werden, wenn die von diesem 
ausgefertigte Vollmacht entweder auf das bestimmte Geschäft lautet oder nicht 
früher als drei Jahre vor dem Ansuchen um die Einverleibung ausgestellt ist oder 
eine Vorsorgevollmacht im Sinn des § 284f ABGB ist. 
 
3. Berechtigung zum Ansuchen 
 
§ 77. (1) Wenn jemand im Namen eines anderen einschreitet, muss dargetan sein, 
dass er zur Anbringung von Grundbuchsgesuchen befugt sei. 

(2) Zum Ansuchen um eine Eintragung im Namen dessen, dem sie zum Vorteil 
gereicht, genügt eine allgemeine Vollmacht. 

(3) Gesetzliche oder gerichtlich bestellte Vertreter bedürfen keiner besonderen 
Ermächtigung, um die Eintragung von Rechten der ihrer Vertretung zugewiesenen 
Personen oder die Löschung von Lasten des ihrer Verwaltung anvertrauten 
Vermögens zu bewirken. 
 
§ 94. (1) Das Grundbuchsgericht hat das Ansuchen und dessen Beilagen einer 
genauen Prüfung zu unterziehen und darf eine grundbücherliche Eintragung nur 
dann bewilligen, wenn 
 1. aus dem Grundbuch in Ansehung der Liegenschaft oder des Rechtes kein 

Hindernis gegen die begehrte Eintragung hervorgeht; 
 2. kein gegründetes Bedenken gegen die persönliche Fähigkeit der bei der 

Eintragung Beteiligten zur Verfügung über den Gegenstand, den die 
Eintragung betrifft, oder gegen die Befugnis der Antragsteller zum Einschreiten 
vorhanden ist; 

 3. das Begehren durch den Inhalt der beigebrachten Urkunden begründet 
erscheint und 

 4. die Urkunden in der Form vorliegen, die zur Bewilligung einer Einverleibung, 
Vormerkung oder Anmerkung erforderlich ist. 

(2) Bei grundbücherlichen Eintragungen, die nicht von dem Grundbuchsgericht, 
sondern von einem anderen Gericht bewilligt werden, hat sich das 
Grundbuchsgericht darauf zu beschränken, über die Zulässigkeit der Eintragung mit 
Rücksicht auf den Grundbuchsstand zu entscheiden; hinsichtlich der übrigen 
Erfordernisse steht die Entscheidung dem bewilligenden Gericht zu. 
 
§ 119. von den Erledigungen der Grundbuchsgesuche sind nebst dem Antragsteller 
nachstehende Personen von Amts wegen zu verständigen: 
 1. Derjenige, auf dessen Eigentum ein bücherliches Recht erworben wird oder 

dessen bücherliche Rechte abgetreten, belastet, beschränkt oder aufgehoben 
werden oder gegen den eine grundbücherliche Anmerkung erfolgt. 

 2. Wird die gänzliche oder teilweise Löschung einer Eintragung bewilligt, so ist 
der Beschluss auch allen zuzustellen, für die auf dem eingetragenen Recht 
weitere Einverleibungen oder Vormerkungen haften. 
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 3. Beschlüsse über eine Einverleibung oder Vormerkung, wodurch bereits 
eingetragene Rechte dritter Personen verpfändet oder abgetreten werden, 
sind auch dem Eigentümer des Gutes zuzustellen. 

 4. Wird eine Eintragung gegen einen Machtgeber auf Ansuchen seines 
Machthabers erwirkt, so ist der Beschluss dem Machtgeber zuzustellen, es sei 
denn die Bevollmächtigung durch eine den Erfordernissen des § 31 
entsprechende Vollmacht dargetan. 

 5. Von Änderungen, welche die im Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster 
enthaltenen Angaben berühren, ist das Vermessungsamt in Kenntnis zu 
setzen. 

 6. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 76/2002) 
 
 
UHG 
 
§ 10. (1) Über den Hinterlegungsantrag ist ohne Vernehmung der Parteien zu 
entscheiden. Wenn kein Bedenken besteht, ist im Beschluss auszusprechen, dass 
die gerichtliche Hinterlegung der Urkunde bewilligt wird. In dem Beschluss sind die 
Urkunde durch Angabe des Tages ihrer Ausstellung und die Liegenschaft oder das 
Bauwerk durch Anführung der Katastralgemeinde und der Grundstücksnummer 
sowie eines kennzeichnenden Wortes zu bezeichnen. Liegt Gleichzeitigkeit vor (§ 5 
zweiter Satz), so ist in dem Beschluss auch darauf hinzuweisen. 

(1a) In dem bewilligenden Beschluss ist die Ersichtlichmachung der 
Urkundenhinterlegung für ein Bauwerk im Gutsbestandsblatt des Grundbuchs für das 
betroffene Grundstück anzuordnen, sofern noch keine Urkundenhinterlegung für 
dieses Grundstück ersichtlich gemacht ist. Von der Anordnung der 
Ersichtlichmachung der Urkundenhinterlegung sind auch die Buchberechtigten zu 
verständigen. Die Ersichtlichmachung der Urkundenhinterlegung ist zu löschen, 
wenn eine Urkunde eingereiht wird, die das Nichtbestehen der Bauwerke, für die 
Urkunden hinterlegt wurden, auf dem betroffenen Grundstück feststellt. 

(2) Die §§ 93, 95 bis 98, 102 Abs. 1 sowie die §§ 103 und 104 GBG 1955 sind 
sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die Entscheidung über den Hinterlegungsantrag ist in die Kartei nach § 6 Abs. 
2 einzutragen. 
 
 
EO 
 
Simultanhypothek 
 
§ 222. (1) Forderungen, für die eine Simultanhypothek bestellt ist, sind durch 
Barzahlung aus der Verteilungsmasse zu berichtigen (§§ 216 und 217). 

(2) Werden sämtliche für die Forderung ungeteilt haftenden Liegenschaften 
versteigert, so haben die einzelnen Verteilungsmassen zur Befriedigung der 
Forderung mit jener Teilsumme beizutragen, die sich zur Forderung einschließlich 
ihrer Nebengebühren verhält, wie der bei jeder einzelnen Liegenschaft nach 
Berichtigung der vorausgehenden Ansprüche erübrigende Rest der 
Verteilungsmasse zur Summe aller dieser Reste. 

(3) Fordert der Gläubiger die Bezahlung in einem anderen Verhältnisse, so 
können die nachstehenden Berechtigten, die infolge dessen weniger erhalten, als 
wenn der Gläubiger seine Befriedigung gemäß Absatz 2 aus allen versteigerten 
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Liegenschaften genommen hätte, begehren, dass aus den einzelnen 
Verteilungsmassen der Betrag, welcher nach der in Absatz 2 vorgesehenen 
Verteilung auf die ungeteilt haftende Forderung entfallen wäre, insoweit an sie 
abgeführt werde, als dies zur Deckung ihres Ausfalles notwendig ist. 

(4) Wenn nicht sämtliche mitverhafteten Liegenschaften zur Versteigerung 
gelangen, sind der Berechnung des den nachstehenden Berechtigten gebührenden 
Ersatzes anstelle der Restbeträge der einzelnen Verteilungsmassen die 
Einheitswerte sämtlicher ungeteilt haftender Liegenschaften zugrunde zu legen. Die 
Finanzbehörden sind zur Auskunft über die Einheitswerte verpflichtet. Der 
Ersatzanspruch der nachstehenden Berechtigten ist in diesem Falle zu deren 
Gunsten auf den nicht versteigerten, mitverhafteten Liegenschaften in der 
Rangordnung der ganz oder teilweise getilgten und gleichzeitig zu löschenden 
Forderung des befriedigten Simultanpfandgläubigers einzuverleiben. Diese 
Einverleibung ist vom Gerichte auf Antrag zu verfügen. 
 


